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Einführung

„Die Möglichkeit eines Weltrechts“, so lautete der Titel eines Vortrags, 
den Ernst Zitelmann am 20. März 1888 in der Vollversammlung der juris-
tischen Gesellschaft zu Wien hielt.1 Dass er mit dieser Thematik nicht als 
weltfremder Außenseiter dastand, zeigt der Kongress für Rechtsverglei-
chung, der im Jahre 1900 anlässlich der Weltausstellung in Paris veranstal-
tet wurde. Vehement plädierten einige Referenten für die Rechtsvereinheit-
lichung als eines der wichtigsten Ziele der vergleichenden Rechtswissen-
schaft.2

Knapp 100 Jahre später fand an demselben Ort, an dem Zitelmann über
die Möglichkeit eines Weltrechts gesprochen hatte, eine Konferenz mit 
verblüffend ähnlichem Thema statt: 

„Zivilprozess ohne Grenzen: Die Harmonisierung und Ver-
einheitlichung des Prozessrechts“.  

Diskussionsforum war diesmal der XI. Weltkongress für Prozessrecht, der 
vom 23. bis zum 28. August 1999 an der Universität Wien veranstaltet 
wurde.3

Ist also ein Jahrhundert ohne wissenschaftliche Fortentwicklung verstri-
chen? Diskutieren wir fortwährend und fruchtlos über dieselben Problem-

1 Veröffentlicht bei Manz, Wien 1888. 
2 S. bspw. Lambert, dessen Ausführungen bei ZWEIGERT/PUTTFARKEN (Hrsg.),  

Rechtsvergleichung, S. 37 mit folgenden Worten zusammengefasst sind:  
« Seule […] la troisième variété de conceptions érige vraiment le droit comparé en 
discipline indépendante, lui assigne une fonction nettement spécifique. Cette fonction [du 
droit comparé] est de provoquer un rapprochement continu entre les législations qui 
forment l’objet du travail de comparaison, de dégager, dessous la diversité apparente 
des législations, le fond commun d’institutions et de conceptions qui y est latent, …. ». 
Auch Zitelmann hielt auf dem Kongress einen Vortrag, abgedruckt bei ZWEIGERT/
PUTTFARKEN (Hrsg.), Rechtsvergleichung, S. 11–17; darin heißt es auf S. 14: 
„Die Rechtsvergleichung ist auf diese Weise der wichtigste Hebel, um eine inhaltliche 
Vereinheitlichung der bisher noch so äußerst verschiedenartigen Rechtsordnungen 
wenigstens auf dem Gebiete des Privatrechts […] vorzubereiten.“

3 Der Konferenzbericht ist ebenfalls bei Manz veröffentlicht: RECHBERGER/KLICKA 

(Hrsg.), Procedural Law on the Threshold of a New Millennium – Das Prozessrecht an 
der Schwelle eines neuen Jahrtausends, Wien 2002, S. 53–144. 


